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Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach 
 

Geschäftsordnung für die Gemeinschaftsversammlung 
der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach, Landkreis Landshut 

vom 13.07.2020 
 

Die Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach (im folgenden kurz 
"Gemeinschaftsversammlung" genannt) gibt sich auf Grund des Art. 10 Abs. 2 der 
Verwaltungsgemeinschaftsordnung – VGemO – in Verbindung mit Art. 26 des Gesetzes über die 
Kommunale Zusammenarbeit – KommZG – und Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) folgende 

 
Geschäftsordnung: 

A. Organe der Verwaltungsgemeinschaft und ihre Aufgaben 

I. Die Gemeinschaftsversammlung 

§ 1 Zuständigkeit im Allgemeinen 

Die Gemeinschaftsversammlung beschließt über alle Angelegenheiten der 
Verwaltungsgemeinschaft, soweit nicht der Gemeinschaftsvorsitzende oder der geschäftsleitende 
Beamte selbständig entscheidet (vgl. §§ 7 ff. dieser GeschO). 
 

§ 2 Ausschließlicher Aufgabenbereich 

Die Gemeinschaftsversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten ausschließlich 
zuständig:  

1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsänderungen der Verwaltungsgemeinschaft, 

2. die Bildung, Besetzung und Auflösung der Ausschüsse,  

3. die Wahl des Gemeinschaftsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, 

4. die Festsetzung von Entschädigungen für ehrenamtliche Tätigkeit, 

5. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Verwaltungs-
gemeinschaft der Genehmigung bedarf,  

6. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen der 
Verwaltungsgemeinschaft, 

7. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und über die Nachtragshaushalts-
satzungen, 

8. die Beschlussfassung über den Finanzplan, 

9. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse sowie die Beschlussfassung 
über die Entlastung, 

10. die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Satz 1 GO über Unternehmen der 
Verwaltungsgemeinschaft, 

11. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den Aufgaben der 
Verwaltungsgemeinschaft dienenden Einrichtungen, 

12. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung der Geschäftsordnung für die 
Gemeinschaftsversammlung,  

13. die Entscheidung über Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, 
Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamten und die Entscheidung über Einstellung, 
Höhergruppierung und Entlassung der Angestellten, soweit diese Befugnisse nicht auf den 
Gemeinschaftsvorsitzenden übertragen sind, 

14. Beschlussfassung über die Beteiligung an Zweckverbänden und, soweit hoheitliche 
Befugnisse übertragen werden, über den Abschluss von Zweckvereinbarungen. 

 
§ 3 Rechtsstellung der Mitglieder der 

Gemeinschaftsversammlung, Befugnisse 

(1) Die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung üben ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur durch 
die Rücksicht auf das öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung aus und sind an Aufträge nicht 
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gebunden; Art. 33 Abs. 2 Satz 4 KommZG bleibt unberührt. Hat ein Mitglied entgegen der Weisung 
der von ihm vertretenen Mitgliedsgemeinde abgestimmt, so berührt das die Gültigkeit des 
Beschlusses der Gemeinschaftsversammlung nicht. 

(2) Für die allgemeine Rechtsstellung der Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung 
(Teilnahmepflicht, Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss 
wegen persönlicher Beteiligung, Geltendmachung von Ansprüchen Dritter, Ablehnung, 
Niederlegung und Verlust des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 mit 3, Art. 56a, Art. 
49, 50,19, 48 Abs. 3 GO und die Art. 30 Abs. 3, 31 Abs. 4 KommZG. 

(3) Die Gemeinschaftsversammlung kann zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen durch 
besonderen Beschluss einzelnen ihrer Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur 
Bearbeitung zuteilen und sie insoweit mit der Überwachung der Verwaltungstätigkeit betrauen. 

(4) Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung, die eine Tätigkeit nach Absatz 3 ausüben, haben 
ein Recht auf Akteneinsicht innerhalb ihres Aufgabenbereichs. Im Übrigen haben Mitglieder der 
Gemeinschaftsversammlung ein Recht auf Akteneinsicht, wenn sie von der 
Gemeinschaftsversammlung durch Beschluss mit der Einsichtnahme beauftragt werden.  
Das Verlangen zur Akteneinsicht ist gegenüber dem Gemeinschaftsvorsitzenden geltend zu 
machen. 
 

§ 4 Rechnungsprüfungsausschuss 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss (Art. 10 Abs. 2 
VGemO i.V.m. Art. 26 Abs. 1 KommZG und Art. 103 Abs. 1 GO). Der 
Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 4 Mitgliedern, die die Gemeinschaftsversammlung aus 
ihrer Mitte bestellt. 

(2) Die Gemeinschaftsversammlung bestimmt ein Mitglied zum Vorsitzenden des 
Rechnungsprüfungsausschusses. 

(3) Die Vorschriften über den Geschäftsgang für die Gemeinschaftsversammlung gelten 
entsprechend. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 
 

§ 4a Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien 

(1) 1Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente, 
insbesondere Sitzungsunterlagen, sind so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter 
entzogen sind. 2Im Umgang mit solchen Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglieder 
Geheimhaltungsinteressen und den Datenschutz. 3Werden diese Dokumente für die Tätigkeit als 
Gemeinderatsmitglied nicht mehr benötigt, sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu 
vernichten bzw. zu löschen. 

(2) Die Gemeinderatsmitglieder, die über die technischen Voraussetzungen zum Versenden und 
Empfangen elektronischer Post verfügen, können dem ersten Bürgermeister schriftlich eine 
elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 25 übersandt bzw. von der 
Anträge im Sinne des § 26 versandt werden. 

(3) 1Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch sie 
eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefährdet und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 2Für die 
Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Gemeinderatsmitglieder gelten § 21 Abs. 2 Sätze 3 
und 4 entsprechend. 
 

II. Der Gemeinschaftsvorsitzende 

1. Aufgaben 

§ 5 Vorsitz in der Gemeinschaftsversammlung 

(1) Der Gemeinschaftsvorsitzende führt den Vorsitz in der Gemeinschaftsversammlung. Er bereitet 
die Beratungsgegenstände vor und beruft die Sitzungen ein (Art. 6 Abs. 4 VGemO, Art. 36 Abs. 1, 
Art. 32 Abs. 1 KommZG, Art. 46 Abs. 2 GO). In den Sitzungen leitet er die Beratung und die 
Abstimmung, handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus. 



Seite 567 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 49 vom 29.10.2020 

(2) Hält der Gemeinschaftsvorsitzende Entscheidungen der Gemeinschaftsversammlung für 
rechtswidrig, verständigt er die Gemeinschaftsversammlung von seiner Auffassung und setzt den 
Vollzug vorläufig aus. Wird die Entscheidung aufrechterhalten, führt er die Entscheidung der 
Rechtsaufsichtsbehörde herbei. 
 

§ 6 Leitung der Verwaltung, Allgemeines 

(1) Der Gemeinschaftsvorsitzende leitet und verteilt im Rahmen der Geschäftsordnung die 
Geschäfte. Er kann dem Leiter der Geschäftsstelle laufende Angelegenheiten zur selbstständigen 
Erledigung übertragen (Art. 7 Abs. 2 VGemO) und den Bediensteten ihr Aufgabengebiet zuweisen. 
Dabei kann er auch einzelne seiner Befugnisse übertragen.  
Geschäftsverteilung und Befugnisregelung sollen übereinstimmen. 

(2) Der Gemeinschaftsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Gemeinschaftsversammlung.  
Über Hinderungsgründe unterrichtet er die Gemeinschaftsversammlung unverzüglich. 

(3) Dem Gemeinschaftsvorsitzenden obliegt die verwaltungsmäßige Vorbereitung und der 
verwaltungsmäßige Vollzug der Beschlüsse der Mitgliedsgemeinden sowie die Besorgung der 
laufenden Verwaltungsangelegenheiten der Mitgliedsgemeinden; er führt diese Aufgaben als Leiter 
der Behörde der Mitgliedsgemeinden und nach deren Weisung aus (Art. 4 Abs. 2 VGemO). Für die 
laufenden Angelegenheiten der Mitgliedsgemeinden finden die Richtlinien des jeweiligen 
Gemeinderats Anwendung. 

(4) Der Gemeinschaftsvorsitzende führt die Dienstaufsicht über die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Verwaltungsgemeinschaft und übt die Befugnisse des Dienstvorgesetzten gegenüber 
den Beamten der Verwaltungsgemeinschaft aus (Art. 6 Abs. 4 Satz 2 VGemO). 

(5) Der Gemeinschaftsvorsitzende verpflichtet seine Stellvertreter schriftlich, alle Angelegenheiten 
geheim zu halten, die im Interesse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der 
Bundesrepublik oder eines ihrer Länder Unbefugten nicht bekannt werden dürfen. In gleicher 
Weise verpflichtet er die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung und Bedienstete, bevor sie mit 
derartigen Angelegenheiten befasst werden. 
 

§ 7 Einzelne Aufgaben 

(1) Der Gemeinschaftsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit 

1. die laufenden Angelegenheiten, die für die Verwaltungsgemeinschaft keine grundsätzliche 
Bedeutung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen, soweit er sie nicht dem 
Leiter der Geschäftsstelle zur selbständigen Erledigung übertragen hat (Art. 7 Abs. 2 VGemO), 

2. die der Verwaltungsgemeinschaft durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines 
Bundesgesetzes übertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung 
einschließlich des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung, soweit nicht für 
haushalts- oder personalrechtliche Entscheidungen die Gemeinschaftsversammlung zuständig ist, 

3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder 
geheim zu halten sind, 

4. die ihm von der Gemeinschaftsversammlung nach Art. 36 Abs. 3 KommZG übertragenen 
Angelegenheiten, 

5. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschäfte. 

(2) Zu den Aufgaben des Gemeinschaftsvorsitzenden gehören insbesondere auch: 

1. in Personalangelegenheiten:  
a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften, 

b) die Genehmigung von Nebentätigkeiten für Bedienstete der Verwaltungsgemeinschaft,  

c) die Entscheidung über die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an 
eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten bis zur Besoldungsgruppe 
A 8, 
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d) die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung 
an einen Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeitnehmern bis 
zur Entgeltgruppe 8 des TVöD oder bis zu einem entsprechenden Entgelt.  

e) der Abschluss von Änderungsverträgen aufgrund von Arbeitszeitverkürzungen, 
Bewährungsaufstiegen und Zeitaufstiegen im Rahmen des Stellenplanes.  

2. in Haushalts- und Finanzangelegenheiten:  
a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im 
Rahmen von Richtlinien der Gemeinschaftsversammlung, in denen die Leistungen nach 
Voraussetzung und Höhe festgelegt sind; im Übrigen bis zu einem Betrag von 5.000,00 € im 
Einzelfall,  

b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung von 
Abgaben, insbesondere von Steuern, Beiträgen und Gebühren sowie von sonstigen Forderungen 
bis zu folgenden Beträgen im Einzelfall:  
- Erlass    500,00 € 
- Niederschlagung    500,00 € 
- Stundung 5.000,00 € 
- Aussetzung der Vollziehung 2.500,00 € 

c) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 2.500,00 € und über 
außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 1.250,00 € im Einzelfall, soweit sie 
unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist,  

d) der Abschluss von Verträgen, die Lieferungen und Leistungen an die Verwaltungsgemeinschaft 
zum Gegenstand haben, sowie die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der 
Verwaltungsgemeinschaft aus solchen Verträgen, bis zu einer Wertgrenze von 5.000,00 €, 

e) der Abschluss sonstiger Rechtsgeschäfte, die Verpflichtungen der Verwaltungsgemeinschaft 
beinhalten, bis zu einer Wertgrenze von 5.000,00 €. 

3. in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten: 
a) die Behandlung von Rechtsbehelfen, die Abgabe von Prozesserklärungen einschließlich 
Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmitteln und Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung 
des Mandats an einen Prozessbevollmächtigten, wenn der Streitwert voraussichtlich 5.000,00 € 
nicht übersteigt und die Angelegenheit keine grundsätzliche Bedeutung hat,  

b) sonstige laufende Angelegenheiten der Verwaltungsgemeinschaft, soweit sie nicht der 
Gemeinschaftsversammlung vorbehalten sind (§ 2). 

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2 der 
Zeitraum maßgeblich; für den die rechtliche Bindung bestehen soll, ist dieser Zeitraum nicht 
bestimmbar, so ist der zehnfache Jahresbetrag anzusetzen.  

(4) Soweit die Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 nicht unter Art. 36 Abs. 2 KommZG, Art. 37 
Abs. 1 Satz 1 GO fallen, werden sie hiermit dem Gemeinschaftsvorsitzenden gemäß Art. 36 Abs. 3 
KommZG zur selbstständigen Erledigung übertragen.  
 

§ 8 Vertretung der Verwaltungsgemeinschaft und 
der Mitgliedsgemeinden nach außen 

(1) Die Befugnis des Gemeinschaftsvorsitzenden zur Vertretung der Verwaltungsgemeinschaft 
nach außen bei der Abgabe von rechtserheblichen Erklärungen beschränkt sich auf den Vollzug 
der einschlägigen Beschlüsse der Gemeinschaftsversammlung, soweit der 
Gemeinschaftsvorsitzende nicht zum selbstständigen Handeln befugt ist. 

(2) Der Gemeinschaftsvorsitzende vertritt die Mitgliedsgemeinden nach außen, soweit der erste 
Bürgermeister einer Mitgliedsgemeinde sich nicht allgemein oder im Einzelfall die Vertretung der 
Gemeinde vorbehalten hat. Die Vertretungsbefugnis beschränkt sich auf den Vollzug der 
einschlägigen Beschlüsse des Gemeinderats der Mitgliedsgemeinde und auf deren laufende 
Verwaltungsangelegenheiten. Der Gemeinschaftsvorsitzende übt die Vertretungsbefugnis nach 
diesem Absatz als Leiter der Behörde der Mitgliedsgemeinde und nach deren Weisung aus (Art. 4 
Abs. 2 Satz 2 VGemO).  
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(3) Der Gemeinschaftsvorsitzende kann im Rahmen seiner Vertretungsbefugnis anderen Personen 
Vollmacht zur Vertretung erteilen.  
 

§ 9 Sonstige Geschäfte 

Die Befugnisse des Gemeinschaftsvorsitzenden, die in besonderen gesetzlichen Bestimmungen 
festgelegt sind, bleiben unberührt. 
 

2. Stellvertretung 

§ 10 Stellvertreter der Gemeinschaftsvorsitzenden, Aufgaben 

(1) Der Gemeinschaftsvorsitzende wird im Fall seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter 
vertreten (Art. 6 Abs. 3 VGemO). 

(2) Der Stellvertreter übt im Verhinderungsfall die gesamten gesetzlichen und 
geschäftsordnungsmäßigen Befugnisse des Gemeinschaftsvorsitzenden aus. 

(3) Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorläufiger 
Dienstenthebung oder persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszuüben. Ist die zu 
vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsgeschäfte auszuüben 
und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der Verhinderung nicht vor.  
 

B. Der Geschäftsgang 

I. Allgemeines 

§ 11 Verantwortung für den Geschäftsgang 

(1) Gemeinschaftsversammlung und Gemeinschaftsvorsitzender sorgen für den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen 
Vorschriften und für die Durchführung der gesetzmäßigen Anordnungen und Weisungen der 
Staatsbehörden. Sie schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen. 

(2) Eingaben und Beschwerden der Einwohner der Mitgliedsgemeinden werden durch die 
Verwaltung vorbehandelt und sodann der Gemeinschaftsversammlung oder der 
Mitgliedsgemeinde vorgelegt. Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich des 
Gemeinschaftsvorsitzenden fallen, erledigt dieser in eigener Zuständigkeit; in bedeutenden 
Angelegenheiten unterrichtet er die Gemeinschaftsversammlung.  
 

§ 12 Sitzungen, Beschlussfähigkeit 

(1) Die Gemeinschaftsversammlung beschließt in Sitzungen. Eine Beschlussfassung durch 
mündliche Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausgeschlossen.  

(2) Die Gemeinschaftsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 
geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. 

(3) Wird die Gemeinschaftsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der 
persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Mitglieder beruht, innerhalb von vier Wochen zum 
zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist sie ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf 
diese Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden (Art. 33 Abs. 1 Satz 3 KommZG). 
 

§ 13 Öffentliche Sitzungen 

(1) Die Sitzungen der Gemeinschaftsversammlung sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf 
das Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. 

(2) Die öffentlichen Sitzungen der Gemeinschaftsversammlung sind allgemein zugänglich, soweit 
der für Zuhörer bestimmte Raum ausreicht. 2Für die Medien ist stets eine angemessene Zahl von 
Plätzen freizuhalten. 3Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedürfen der Zustimmung des oder der 
Vorsitzenden und des Gemeinderats; sie sind auf Verlangen eines einzelnen Mitglieds hinsichtlich 
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seiner Person zu unterlassen. 4Ton- und Bildaufnahmen von Gemeindebediensteten und 
sonstigen Sitzungsteilnehmern sind nur mit deren Einwilligung zulässig. 

(3) Zuhörende, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch den Vorsitzenden oder die 
Vorsitzende aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 
 

§ 14 Nichtöffentliche Sitzungen 

(1) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:  

1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, 
2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen. 

Außerdem werden in nichtöffentlicher Sitzung behandelt:  
1. Angelegenheiten, deren nichtöffentliche Behandlung im Einzelfall von der Aufsichtsbehörde 
verfügt ist, 

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder nach der 
Natur der Sache erforderlich ist. 

(2) Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die der 
Gemeinschaftsversammlung nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für 
die Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist.  

Diese Personen sollen zur Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz 
verpflichtet werden. 

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt der Gemeinschaftsvorsitzende der 
Öffentlichkeit bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind.  
 

II. Vorbereitung der Sitzungen 

§ 15 Einberufung 

(1) Der Gemeinschaftsvorsitzende beruft die Sitzungen der Gemeinschaftsversammlung ein, wenn 
die Geschäftslage es erfordert oder wenn ein Drittel der Mitglieder der 
Gemeinschaftsversammlung es schriftlich unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes 
beantragt, mindestens jedoch einmal jährlich (Art. 32 Abs. 1 und 2 KommZG).  

(2) Die Sitzungen finden im Sitzungssaal des Rathauses Ergoldsbach, Hauptstr. 29, 84061 
Ergoldsbach statt. Sie beginnen regelmäßig um 19.00 Uhr. In der Einladung kann im Einzelfall 
etwas anderes bestimmt werden. 
 

§ 16 Tagesordnung 

(1) Der Gemeinschaftsvorsitzende setzt die Tagesordnung fest. Rechtzeitig eingegangene Anträge 
von Mitgliedern der Gemeinschaftsversammlung setzt der Gemeinschaftsvorsitzende möglichst auf 
die Tagesordnung der nächsten Sitzung. Ist das nicht möglich, sind die Anträge in jedem Fall 
innerhalb von 3 Monaten auf die Tagesordnung einer Gemeinschaftsversammlung zu setzen. Eine 
materielle Vorprüfung findet nicht statt. 

(2) In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert zu 
benennen, damit es den Mitgliedern der Gemeinschaftsversammlung ermöglicht wird, sich auf die 
Behandlung der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten. Das gilt sowohl für öffentliche als auch für 
nichtöffentliche Sitzungen der Gemeinschaftsversammlung.  

(3) Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der 
Sitzung spätestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsüblich (durch Anschlag an den Amtstafeln) 
bekannt zu machen. Die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht. 

(4) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung rechtzeitig mitgeteilt 
werden. 
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§ 17 Form und Frist für die Einladung 

(1) 1Die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung und der Leiter der Geschäftsstelle werden 
schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung oder mit ihrem Einverständnis elektronisch zu den 
Sitzungen eingeladen. 2Im Falle einer elektronischen Einladung werden der Sitzungstermin und 
der Sitzungsort durch eine E-Mail und die Tagesordnung durch einen mit dieser E-Mail versandten 
Link auf ein in einem technisch individuell gegen Zugriffe Dritter geschützten Bereich 
(Ratsinformationssystem)1) eingestelltes und abrufbares Dokument mitgeteilt. 3Die Tagesordnung 
kann bis spätestens zum Ablauf des 3. Tages vor der Sitzung ergänzt werden.  

(2) Im Falle der elektronischen Ladung geht die Tagesordnung zu, wenn die E-Mail nach Absatz 1 
Satz 2 im elektronischen Briefkasten des Empfängers oder bei seinem Provider abrufbar 
eingegangen und üblicherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist. 

(3) 1Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beigefügt 
werden, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie des 
Datenschutzes nicht entgegenstehen. 2Die weiteren Unterlagen können schriftlich oder 
elektronisch im Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 2 zur Verfügung gestellt 
werden. 3Hat das Gemeinderatsmitglied sein Einverständnis zur elektronischen Ladung erklärt, 
werden die weiteren Unterlagen grundsätzlich nur elektronisch bereitgestellt.  

(4) 1Die Ladungsfrist beträgt 4 Tage; sie kann in dringenden Fällen auf 3 Tage verkürzt werden. 
2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der Frist nicht 
mitgerechnet. 
 

§ 18 Anträge 

(1) 1Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektronisch zu 
stellen und ausreichend zu begründen. 2Bei elektronischer Übermittlung sind 
Geheimhaltungsinteressen und der Datenschutz zu beachten; schutzwürdige Daten sind durch De-
Mail oder in verschlüsselter Form zu übermitteln. 3Anträge sollen spätestens am 10. Tag vor der 
Sitzung beim ersten Bürgermeister eingereicht werden. 4Soweit ein Antrag mit Ausgaben 
verbunden ist, die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag 
enthalten. 

(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge 
können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn 
1. die Angelegenheit dringlich ist und die Gemeinschaftsversammlung der Behandlung 
mehrheitlich zustimmt oder  
2. sämtliche Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung anwesend sind und kein  
Mitglied der Behandlung widerspricht.  

(3) Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache Sachanträge, z. B. Nichtbefassungsanträge, 
Zurückziehung eines Antrags, Änderungsanträge u. ä., können auch während der Sitzung und 
ohne Beachtung der Schriftform gestellt werden. 
 

III. Sitzungsverlauf 

§ 19 Eröffnung der Sitzung 

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung der Mitglieder der 
Gemeinschaftsversammlung sowie die Beschlussfähigkeit der Gemeinschaftsversammlung fest 
und erkundigt sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. Ferner lässt er über die 
Genehmigung der Niederschrift über die vorangegangene öffentliche Sitzung, falls sie mit der 
Einladung verschickt wurde, abstimmen. 

(2) Die Niederschrift über die vorangegangene nichtöffentliche Sitzung wird bei den 
Gemeinschaftsmitgliedern in Umlauf gesetzt. Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine 
Einwendungen erhoben werden, so gilt die Niederschrift als von der Gemeinschaftsversammlung 
genehmigt. 
 

                                                
1) Vgl. dazu das Muster „Datenschutzbelehrung Ratsinformationssystem“. 
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§ 20 Eintritt in die Tagesordnung 

(1) Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten 
Reihenfolge behandelt. Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden. 

(2) Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden, so wird darüber 
vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden. Wird von vornherein zu einer 
nichtöffentlichen Sitzung eingeladen, gilt die Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung als gebilligt, 
wenn und soweit nicht die Gemeinschaftsversammlung anders entscheidet. 

(3) Der Vorsitzende oder eine von ihm mit der Berichterstattung beauftragte Person trägt den 
Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. Anstelle des mündlichen 
Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden. 

(4) Soweit erforderlich, können auf Anordnung des Vorsitzenden oder auf Beschluss der 
Gemeinschaftsversammlung Sachverständige zugezogen und gutachtlich gehört werden. 
Entsprechendes gilt für sonstige sachkundige Personen. 
 

§ 21 Beratung der Sitzungsgegenstände 

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverständigen, eröffnet 
der Vorsitzende die Beratung. 

(2) Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung, die nach den Umständen annehmen müssen, von 
der Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persönlicher 
Beteiligung ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem Vorsitzenden 
unaufgefordert mitzuteilen. Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte dieser Art während der 
Beratung erkennbar werden. Das wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossene Mitglied hat 
während der Beratung und Abstimmung seinen Platz am Beratungstisch zu verlassen; es kann bei 
öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei nichtöffentlicher Sitzung verlässt es den 
Raum.  

(3) Sitzungsteilnehmer dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen vom Vorsitzenden erteilt wird. 
Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. Bei gleichzeitiger 
Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Bei Wortmeldungen "zur 
Geschäftsordnung" ist das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen, Zuhörern kann das Wort nicht 
erteilt werden. 

(4) Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an die 
Gemeinschaftsversammlung. Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen 
Tagesordnungspunkt beziehen. 

(5) Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung,  

2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden Antrags. 
Über Anträge "zur Geschäftsordnung" ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst 
findet insoweit nicht statt.  

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung vom Vorsitzenden geschlossen. 

(7) Redner, die gegen die vorstehenden Regeln verstoßen, ruft der Vorsitzende zur Ordnung und 
macht sie auf den Verstoß aufmerksam. Bei weiteren Verstößen kann ihnen der Vorsitzende das 
Wort entziehen. 

(8) Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, kann 
der Vorsitzende mit Zustimmung der Gemeinschaftsversammlung von der Sitzung ausschließen. 
Über den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet die Gemeinschaftsversammlung. 

(9) Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ordnung im 
Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. Eine unterbrochene 
Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen Einladung hierzu bedarf es 
nicht. Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde. Der 
Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt. 
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§ 22 Abstimmung 

(1) Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf "Schluss der 
Beratung" schließt der Vorsitzende die Beratung und lässt über den Beratungsgegenstand 
abstimmen. Er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihenfolge 
abgestimmt: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung,  

2. Anträge, die mit dem Beschluss eines Ausschusses übereinstimmen; über sie ist vor allen 
anderen Anträgen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen, 

3. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen größeren Aufwand 
erfordern oder einschneidendere Maßnahmen zum Gegenstand haben, 

4. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter die Nrn. 1 bis 
3 fällt. 

(3) Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. Über einzelne Teile eines Antrags 
wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Vorsitzende eine Teilung 
vornimmt. 

(4) Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. Der Vorsitzende formuliert die zur 
Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit "ja" oder "nein" beantwortet werden kann. 
Grundsätzlich wird in der Reihenfolge "ja" - "nein" abgestimmt.  

(5) Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss der 
Gemeinschaftsversammlung durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der 
Abstimmenden gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist.  
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Mitglied der Gemeinschaftsversammlung darf 
sich der Stimme enthalten. Jede Mitgliedsgemeinde hat so viele einzeln abzugebenden Stimmen, 
als Vertreter von ihr anwesend sind (Art. 6 Abs. 2 Satz 6 VGemO). 

(6) Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zählen. Das 
Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben; dabei ist 
festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Beratung 
und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder, die an der 
Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden sind. In einer späteren 
Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein bereits zur Abstimmung 
gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt werden, wenn neue 
Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Beratungsgegenstand 
ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt wurde.  
 

§ 23 Wahlen 

(1) Für Entscheidungen der Gemeinschaftsversammlung, die in Rechtsvorschriften als Wahlen 
bezeichnet werden, gilt Art. 33 Abs. 3 KommZG, soweit in anderen Rechtsvorschriften nichts 
Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. Ungültig sind 
insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des 
Gewählten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzeichen oder ähnlichem das 
Wahlgeheimnis verletzen können.  

(3) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Ist mindestens 
die Hälfte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. Ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen, findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen 
statt. Haben im ersten Wahlgang mehr als zwei Bewerber die gleiche höchste Stimmenzahl, so 
entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Haben mehrere Bewerber die 
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gleiche zweithöchste Stimmenzahl, entscheidet das Los darüber, wer von ihnen in die Stichwahl 
kommt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das Los. 
 

§ 24 Anfragen 

Die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung können in jeder Sitzung nach Erledigung der 
Tagesordnung an den Vorsitzenden Anfragen über solche Gegenstände richten, die in die 
Zuständigkeit der Gemeinschaftsversammlung fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen. 
Nach Möglichkeit sollen solche Anfragen sofort durch den Vorsitzenden oder anwesende 
Bedienstete beantwortet werden. Ist das nicht möglich, so werden sie in der nächsten Sitzung oder 
schriftlich beantwortet. Eine Aussprache über Anfragen findet in der Sitzung grundsätzlich nicht 
statt. 
 

§ 25 Beendigung der Sitzung 

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schließt der Vorsitzende die Sitzung. 
 

IV. Sitzungsniederschrift 

§ 26 Form und Inhalt 

(1) Über die Sitzungen der Gemeinschaftsversammlung werden Niederschriften gefertigt, deren 
Inhalt sich nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen 
und nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt. Niederschriften sind jahrgangsweise zu 
binden. 

(2) Als Hilfsmittel für das Anfertigen der Niederschrift können Tonbandaufnahmen gefertigt werden. 
Das Tonband ist unverzüglich nach Genehmigung der Niederschrift zu löschen und darf 
Außenstehenden nicht zugänglich gemacht werden. 

(3) Ist ein Mitglied der Gemeinschaftsversammlung bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist 
dies in der Niederschrift besonders zu vermerken. Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der 
Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat. 

(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen und von der 
Gemeinschaftsversammlung zu genehmigen. 
 

§ 27 Einsichtnahme und Abschrifterteilung 

(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle Bürger der Mitgliedsgemeinden 
Einsicht nehmen; dasselbe gilt für auswärts wohnende Personen hinsichtlich ihres Grundbesitzes 
oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Gebiet der Verwaltungsgemeinschaft. 

(2) Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung können jederzeit die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in öffentlicher Sitzung 
gefassten Beschlüsse erteilen lassen. Abschriften von Beschlüssen, die in nichtöffentlicher Sitzung 
gefasst wurden, können sie verlangen, wenn die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Niederschriften früherer Wahlzeiten.  

(4) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung 
jederzeit die Berichte über die Prüfungen einsehen; Abschriften werden nicht erteilt. 
 

V. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen 

§ 28 Art der Bekanntmachung 

(1) Satzungen und Verordnungen der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach werden wie folgt 
amtlich bekannt gemacht: 

Niederlegung in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach und 
Bekanntmachung der Niederlegung an den Amtstafeln (Art. 10 Abs. 1 Satz 3 VGemO). 

(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine andere in 
Art. 26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf im Amtsblatt des 
Landkreises Landshut hingewiesen. 
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C. Schlussbestimmungen 

§ 29 Änderung der Geschäftsordnung 

Vorstehende Geschäftsordnung kann durch Beschluss der Gemeinschaftsversammlung geändert 
werden.  
 

§ 30 Verteilung der Geschäftsordnung 

Jedem Mitglied der Gemeinschaftsversammlung ist ein Exemplar der Geschäftsordnung 
auszuhändigen. Im Übrigen liegt die Geschäftsordnung zur allgemeinen Einsicht in der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft auf.  
 

§ 31 Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01.05.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Geschäftsordnung vom 09. Juli 2014 außer Kraft.  
 
Ergoldsbach, den 13.07.2020 
 
Gez. 
Robold 
Gemeinschaftsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 27.10.2020) 
 
 
 
Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach 
 

Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche 
Tätigkeit in der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach 

vom 13. Juli 2020 
 

§ 1 
Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung sind ehrenamtlich tätig. Ihre Tätigkeit erstreckt 
sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der Gemeinschaftsversammlung 
und ihrer Ausschüsse. Hierzu zählt auch ein vorbereitender Ausschuss, in dem alle ersten 
Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden tätig sind. 

(2) Ehrenamtliche Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit als 
pauschale Abgeltung für die Teilnahme an Sitzungen der Gemeinschaftsversammlung, ihrer 
Ausschüsse, und für die notwendige Teilnahme an Besprechungen und anderen Veranstaltungen 
ein Sitzungsgeld für jede Sitzung in Höhe von 40,00 €. 

(3) Soweit die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung berufsmäßige oder ehrenamtliche erste 
Bürgermeister sind, erhalten sie lediglich den Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen (Art. 30 Abs. 
2 KommZG). 

(4) Angestellte oder Arbeiter haben außerdem Anspruch auf Ersatz des entstandenen 
Verdienstausfalles. Seine Höhe ist durch eine Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

(5) Selbstständig Tätige erhalten für die durch die Teilnahme an den Sitzungen bedingte 
Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 15,00 € netto je volle Stunde Sitzungsdauer. 
Dies gilt nicht für Sitzungen, die nach 19.00 Uhr beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder 
gesetzlichen Feiertagen stattfinden. 

(6) Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung, die keinen Ersatzanspruch nach den Abs. 4 und 5 
haben, denen aber im beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an Sitzungen ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das 
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Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 
15,00 € netto für jede volle Stunde Sitzungsdauer. 

(7) Die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten 
und Tagegelder nach den Sätzen der Stufe B des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 

§ 2 
Entschädigung des Gemeinschaftsvorsitzenden 

(1) Der Vorsitzende der Gemeinschaftsversammlung erhält für seine Tätigkeit als Vorsitzender und 
Leiter der Verwaltung eine monatliche Entschädigung in Höhe von 800,00 €. 

(2) Wenn die Grundgehälter der Beamten in den Besoldungsgruppen A und B (Anlage zum 
Bundesbesoldungsgesetz) einheitlich geändert werden, ist auch die Entschädigung des 
Vorsitzenden mit dem gleichen Vomhundertsatz zu ändern.  Als Weihnachtsgeld wird eine 13. 
Monatsentschädigung bezahlt. 
 

§ 3 
Entschädigung der Stellvertreter 

Der erste Stellvertreter des Gemeinschaftsvorsitzenden (Art. 6 Abs. 3 VGemO) erhält neben seiner 
Entschädigung als Mitglied der Gemeinschaftsversammlung eine monatliche 
Pauschalentschädigung von 150,00 €. Zeiten der Vertretung des Vorsitzenden sind damit 
abgegolten. Im Übrigen gilt § 2 Abs. 2 entsprechend. 

Der weitere Stellvertreter des Gemeinschaftsvorsitzenden erhält eine monatliche 
Pauschalentschädigung von 50,00 €. Zeiten der Vertretung des Vorsitzenden sind damit 
abgegolten. Im Übrigen gilt § 2 Abs. 2 entsprechend. 
 

§ 4 
Entschädigung der Standesbeamten 

Der ehrenamtliche Standesbeamte erhält für seine Tätigkeit keine Entschädigung. 
 

§ 5 
Auszahlung der Entschädigungen 

(1) Nach Monatsbeträgen bemessene Entschädigungen sind im Voraus zu zahlen. Bei 
Verhinderung durch Krankheit, Urlaub usw. werden Entschädigungen auf die Dauer von zwei 
Monaten weitergezahlt. Über eine längere Zahlung in besonderen Härtefällen entscheidet die 
Gemeinschaftsversammlung durch Beschluss im Einzelfall.  
 

§ 6 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Mai 2020 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit vom 09. Juli 2014 
außer Kraft. 
 
Ergoldsbach, 13. Juli 2020 
Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach 
 
Gez. 
Robold 
Gemeinschaftsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 27.10.2020) 
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Schulverband Ergoldsbach 
 

Geschäftsordnung 
für die Schulverbandsversammlung Ergoldsbach 

 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Ergoldsbach (nachfolgend kurz "die 
Schulverbandsversammlung" genannt) gibt sich aufgrund des Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), der Art. 1 Abs. 3 Satz 1 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i. V. mit Art. 45 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), folgende Geschäftsordnung: 
 

A. Die Organe des Schulverbands und ihre Aufgaben 

I. Die Schulverbandsversammlung 

§ 1 Zuständigkeit der Schulverbandsversammlung 

Die Schulverbandsversammlung beschließt über alle Angelegenheiten des Schulverbands, soweit 
sie nicht in die Zuständigkeit des Schulverbandsvorsitzenden (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG, Art. 36  
KommZG, §§ 4 - 7 dieser Geschäftsordnung) fallen oder durch die Verbandssatzung einem 
beschließenden Ausschuss übertragen sind. 
 

§ 2 Rechtsstellung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 

(1) Soweit die Mitglieder der Schulverbandsversammlung nicht an ordnungsgemäß nach Art. 33 
Abs. 2 Satz 4 KommZG zustande gekommene Weisungen der Mitgliedsgemeinden gebunden 
sind, üben sie ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht auf das öffentliche Wohl 
bestimmten Überzeugung aus. 

(2) Für die allgemeine Rechtsstellung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Teilnahme- 
und Abstimmungspflicht, Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, 
Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung, Geltendmachung von Ansprüchen Dritter, Ablehnung, 
Niederlegung und Verlust des Amtes) gelten nach Art. 30 KommZG sowie die Artikel 48 Abs. 1 und 
2, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art. 56 a Abs. 1, Art. 49, 50 und Art. 19 der GO, für die gekorenen 
Mitglieder (Art. 9 Abs. 3 Satz 3 BaySchFG) ferner Art. 48 Abs. 3 der GO entsprechend. Die 
Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die erste Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden sind, 
können ihre Mitgliedschaft in der Schulverbandsversammlung während der Zeit ihres 
Bürgermeisteramtes nicht niederlegen. 

(3) Die Schulverbandsversammlung kann zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse einzelnen ihrer 
Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete zur Bearbeitung zuteilen und sie insoweit mit der 
Überwachung der Verwaltungstätigkeit des Schulverbandes betrauen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. 
V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 46 Abs. 1 und Art. 30 Abs. 3 GO). 

(4) Zur Ausübung von Verwaltungsbefugnissen sind Mitglieder der Schulverbands-versammlungen 
nur berechtigt, soweit ihnen der Schulverbandsvorsitzende im Rahmen der Geschäftsverteilung 
nach Anhörung seines Stellvertreters einzelne seiner Befugnisse (§ 4 - 7 dieser 
Geschäftsordnung) überträgt (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 4 KommZG, ferner Art. 
26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 39 Abs. 2 GO). 

(5) Mitglieder der Schulverbandsversammlung haben, soweit sie eine Tätigkeit nach Abs. 3 oder 
Abs. 4 ausüben, ein Recht auf Einsicht in die Akten des Schulverbands, sonst nur, wenn sie von 
der Schulverbandsversammlung mit der Einsichtnahme beauftragt werden. Das Verlangen zur 
Akteneinsicht ist gegenüber dem Schulverbandsvorsitzenden geltend zu machen. 
 

§ 3 Stellvertretung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 

(1) Die als Mitglieder der Schulverbandsversammlung amtierenden ersten Bürgermeister der 
Mitgliedsgemeinden werden im Falle der Verhinderung in der Schulverbandsversammlung von 
ihren allgemeinen Vertretern in ihren Gemeinden (Art. 39 Abs. 1 GO) vertreten (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i. V. m. Art. 31 Abs. 3 Satz 1 KommZG). Diese Vertreter besitzen in der 
Schulverbandsversammlung die in § 2 dieser Geschäftsordnung geschilderte Rechtsstellung. 
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(2) Für die verhinderten sonstigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung entsenden die 
Mitgliedsgemeinden von ihnen nach Art. 31 Abs. 3 Satz 2 KommZG bestellte Vertreter in die 
Schulverbandsversammlung. 
 

II. Der Schulverbandsvorsitzende 

1. Aufgabenbereich 

§ 4 Vorsitz in der Schulverbandsversammlung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende führt den Vorsitz in der Schulverbandsversammmlung (Art. 9 
Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 1 Satz 2 KommZG). Er bereitet die Beratungsgegenstände 
vor und beruft die Sitzungen ein (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 1 Satz 2 und Art. 26 
Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 46 Abs. 2 GO). In der Sitzung leitet er die Beratung und die 
Abstimmung, handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. 
Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 53 Abs. 1 GO). 

(2) Der Schulverbandsvorsitzende hat die Beschlüsse der Schulverbandsversammmlung 
unverzüglich zu vollziehen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 2 KommZG). Über 
etwaige Hinderungsgründe hat er die Schulverbandsversammlung in der nächsten Sitzung, 
erforderlichenfalls unter Einberufung einer gesonderten Sitzung, zu unterrichten. Hält er 
Beschlüsse der Schulverbandsversammlung für rechtswidrig, so weist er die 
Schulverbandsversammlung auf seine Bedenken hin und setzt den Vollzug des Beschlusses 
vorläufig aus. Hält die Schulverbandsversammlung ihre Entscheidung aufrecht, so führt der 
Schulverbandsvorsitzende die Entscheidung der Rechtsaufsichtbehörde herbei (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 59 Abs. 2 GO). 

(3) Die Befugnis des Schulverbandsvorsitzenden, anstelle der Schulverbandsversammlung 
dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs. 3 GO), erstreckt sich nur auf 
Maßnahmen, die nicht ohne erheblichen Nachteil für den Schulverband, für die am Schulverband 
oder sonst Beteiligten, für die Verbandsschule oder für die Allgemeinheit aufgeschoben werden 
können, bis die Schulverbandsversammlung zur Beschlussfassung zusammentritt. Für die Frage 
der Dringlichkeit und Unaufschiebbarkeit kommt es nicht auf die subjektive Meinung des 
Vorsitzenden, sondern auf die objektive Lage der Dinge an. 
 

§ 5 Aufgaben als Leiter der Verwaltung des Schulverbands 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit  

1. die laufenden Angelegenheiten, die für den Schulverband keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. 
Art. 36 Abs. 2 KommZG und Art. 37 Abs. 1 Nr. 1 GO),  

2. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder geheim zu halten sind (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 2 
KommZG und Art. 37 Abs. 1 Nr. 3 GO). 

(2) Zu den Aufgaben des Schulverbandsvorsitzenden nach Abs. 1 Nr. 1 gehören insbesondere 
auch: 

a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im 
Rahmen von Richtlinien der Schulverbandsversammlung, in denen die Leistungen nach 
Voraussetzung und Höhe festgelegt sind; im übrigen bis zu einem Betrag von 6.000,00 € im 
Einzelfall, 

b) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 3.000,00 € und 
über außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 3.000,00 € im Einzelfall, soweit sie 
unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 
Abs. 1 Satz 2 und Art. 40 Abs. 1 KommZG und Art. 66 Abs. 1 Satz 1 GO), 

c) der Abschluss von Verträgen, die Lieferungen und Leistungen an den Schulverband zum 
Gegenstand haben, sowie die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten des Schulverbands 
aus solchen Verträgen, bis zu einer Wertgrenze von 3.000,00 €, 
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d) der Abschluss sonstiger Verträge, die Verpflichtungen des Schulverbands beinhalten, bis zu 
einer Wertgrenze von 3.000,00 €. 

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2 der 
Zeitraum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum nicht 
bestimmbar, so ist der zehnfache Jahresbetrag anzusetzen. 

(4) Soweit die Aufgaben nach Abs. 2 nicht unter Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 2 und 
Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 36 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO fallen, werden sie hiermit dem 
Schulverbandsvorsitzenden gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 
1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs. 2 GO zur selbständigen Erledigung übertragen. 

(5) Dem Schulverbandsvorsitzenden stehen für die Erledigung seiner Geschäfte die Bediensteten 
des Schulverbands zur Seite (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 37 Abs.4 KommZG). Er weist 
ihnen ihr Arbeitsgebiet zu. Er kann ihnen dabei in laufenden Angelegenheiten auch das 
Zeichnungsrecht übertragen. Geschäftsverteilung und Befugnisregelung sollen übereinstimmen. 
Der Schulverbandsvorsitzende führt die Dienstaufsicht über die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter des Schulverbands und übt die Befugnisse des Dienstvorgesetzten gegenüber den 
Beamten des Schulverbands aus (Art. 9 Abs.9 BaySchFG i. V. m. Art. 38 Abs. 4 KommZG). 

(6) Die Erledigung der laufenden Angelegenheiten wurde durch Zweckvereinbarung vom 12. April 
1979 gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 1 Abs. 2 KommZG und Art. 4 Abs. 3 und 4 Satz 
3 VGemO der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach übertragen. Der Schulverbandsvorsitzende 
kann der Verwaltungsgemeinschaft insoweit Weisungen sowie einzelnen Bediensteten der 
Verwaltungsgemeinschaft Zeichnungsbefugnis erteilen. Der Schulverbandsvorsitzende kann sich 
allgemein oder im Einzelfall vorbehalten, den Schulverband bei der Vorbereitung und beim 
Abschluss von Verträgen und vor Gerichten und Behörden zu vertreten. 

(7) Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden aufgrund des § 2 der Satzung des 
Schulverbands von der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach geführt. 

(8) Wenn Mitglieder der Schulverbandsversammlung nicht schon als Bürgermeister oder 
Gemeinderäte oder Gemeindebedienstete nach Art. 56 a Abs. 3 GO verpflichtet wurden, hat der 
Schulverbandsvorsitzende sie, bevor sie mit Angelegenheiten befasst werden, die im Interesse der 
Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder Unbefugten nicht bekannt werden dürfen, schriftlich besonders zu verpflichten, alle solche 
Angelegenheiten geheim zu halten.  
 

§ 6 Vertretung des Schulverbandes nach außen 

(1) Die Befugnis des Schulverbandsvorsitzenden zur Vertretung des Schulverbands nach außen 
bei der Abgabe und Entgegennahme von rechtserheblichen Erklärungen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG 
i. V. m. Art. 37 Abs. 1 Satz 1 KommZG) beschränkt sich auf den Vollzug der einschlägigen 
Beschlüsse der Schulverbandsversammlung, soweit der Schulverbandsvorsitzende nicht gemäß § 
5 Absätze 1 bis 4 der Geschäftsordnung zum selbständigen Handeln befugt ist. 

(2) Der Schulverbandsvorsitzende kann im Rahmen seiner Vertretungsbefugnis anderen Personen 
schriftlich, unter Angabe der Amtsbezeichnung und vermittels handschriftlicher Unterzeichnung 
Vollmacht zur Vertretung des Schulverbands erteilen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 27 Abs. 
1 Satz 1 KommZG und Art. 38 Abs. 2 GO). 
 

§ 7 Sonstige Geschäfte 

Dem Schulverbandsvorsitzenden können weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung 
durch besonderen Beschluss der Schulverbandsversammlung übertragen werden. 
 

2. Stellvertretung 

§ 8 Aufgaben des Stellvertreters des Schulverbandsvorsitzenden 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende wird im Falle seiner Verhinderung durch die von der 
Schulverbandsversammlung gewählten Stellvertreter in ihrer Rangfolge vertreten. 
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(2) Für den Fall gleichzeitiger Verhinderung des Schulverbandsvorsitzenden und der Stellvertreter 
des Schulverbandsvorsitzenden wählt die Schulverbandsversammlung als weiteren Stellvertreter 
ein Mitglied der Schulverbandsversammlung. 

(3) Die Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden üben in ihrer Rangfolge im Verhinderungsfall 
die gesamten gesetzlichen und geschäftsordungsmäßigen Befugnisse des 
Schulverbandsvorsitzenden aus (§§ 4 - 7 der Geschäftsordnung). 

(4) Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn der zu Vertretende aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorläufiger Dienstenthebung oder 
persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, sein Amt auszuüben. 

(5) Der Schulverbandsvorsitzende kann seine Aufgaben und Befugnisse als 
Schulverbandsvorsitzender nicht ganz oder teilweise auf seinen allgemeinen Stellvertreter in 
seiner Gemeinde oder gemäß Art. 39 Abs. 2 GO auf eine dort genannte sonstige Person 
übertragen. 
 

B. Der Geschäftsgang 

I. Allgemeines 

§ 9 Verantwortung für den Geschäftsgang 

(1) Schulverbandsversammlung und Schulverbandsvorsitzender sorgen für den ordnungsgemäßen 
Gang der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im eigenen 
Wirkungskreis und für die Durchführung der gesetzmäßigen Anordnungen und Weisungen der 
Staatsbehörden. Sie schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG, Art. 
26 Abs. 1 Satz 1 KommZG i. V. m. Art. 56 Abs. 2 und Art. 59 Abs. 1 GO). 

(2) Eingaben und Beschwerden an die Schulverbandsversammlung (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG, Art. 
26 Abs. 1 Satz 1 KommZG i. V. m. Art. 56 Abs. 3 GO) werden von der Verwaltung des 
Schulverbands (§ 5 Abs. 3) vorbehandelt und sodann der Schulverbandsversammlung vorgelegt. 
Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich des Schulverbandsvorsitzenden (§ 5 Abs. 1) fallen, 
erledigt dieser in eigener Zuständigkeit; er unterrichtet die Schulverbandsversammlung, wenn und 
soweit das nach den Umständen der Eingabe nicht unterbleiben kann. 
 

§ 10 Sitzungen, Beschlussfähigkeit 

(1) Die Schulverbandsversammlung beschließt in Sitzungen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 
26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 47 Abs. 1 GO). Eine Beschlussfassung durch mündliche 
Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausgeschlossen. 

(2) Die Schulverbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 
geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i. V. m. Art. 33 Abs. 1 Satz 1 KommZG). 

(3) Wird die Schulverbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der 
persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung eigens 
hingewiesen werden (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 33 Abs. 1 Satz 3 KommZG). 
 

§ 11 Öffentliche Sitzung 

(1) Die Sitzungen der Schulverbandsversammlung sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das 
Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i. V. m. Art. 32 Abs. 4 KommZG und Art. 52 Abs. 2 GO). 

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen der Schulverbandsversammlung hat jedermann Zutritt, soweit 
der für Zuhörer bestimmte Raum ausreicht. Soweit erforderlich, wird die Zulassung durch die 
Ausgabe von Platzkarten geregelt. Für die Medien ist stets eine angemessene Zahl von Plätzen 
freizuhalten. Rundfunk und Fernsehaufnahmen bedürfen der Zustimmung des 
Schulverbandsvorsitzenden und der Schulverbandsversammlung. 
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(3) Zuhörer, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch den 
Schulverbandsvorsitzenden aus dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. 
m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 53 Abs. 1 GO). 
 

§ 12 Nichtöffentliche Sitzungen 

(1) In nichtöffentlichen Sitzungen werden grundsätzlich behandelt: 

1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, 
2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen, 
4. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder nach der 

Natur der Sache erforderlich ist.  

(2) Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die der 
Schulverbandsversammlung nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für 
die Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt der Schulverbandsvorsitzende in 
öffentlicher Sitzung bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 9 
Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 52 Abs. 3 GO). 
 

II. Vorbereitung der Sitzungen 

§ 13 Einberufung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende beruft die Sitzungen der Schulverbandsversammlung ein, wenn 
die Geschäftslage es erfordert, jedoch jährlich mindestens einmal, oder wenn ein Viertel der 
Mitglieder der Schulverbandsversammlung es schriftlich beantragt (Art. 9 Abs. 6 BaySchFG). Im 
Fall des Art. 9 Abs. 6 Satz 3 BaySchFG beruft er die Sitzung der Schulverbandsversammlung 
innerhalb einer Woche ab Eingang des Antrags bei ihm zu einem möglichst naheliegenden Termin 
ein. 

(2) Die Sitzungen finden im Rathaus Ergoldsbach, im Sitzungssaal statt. Sie beginnen regelmäßig 
um 19.00 Uhr. In der Einladung (§ 15) kann im Einzelfall etwas anderes bestimmt werden. 
 

§ 14 Tagesordnung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung fest. Rechtzeitig eingegangene Anträge 
von Mitgliedern der Schulverbandsversammlung setzt der Schulverbandsvorsitzende möglichst auf 
die Tagesordnung der nächsten Sitzung. Eine materielle Vorprüfung findet nicht statt. 

(2) In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert zu 
benennen, damit es den Mitgliedern der Schulverbandsversammlung ermöglicht wird, sich auf die 
Behandlung der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten.  

(3) Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der 
Sitzung spätestens am dritten Tag vor der Sitzung der Öffentlichkeit durch Anschlag an den 
Amtstafeln bekannt zugeben (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und 
Art. 52 Abs. 1 GO). Die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht bekanntgegeben. 

(4) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung rechtzeitig mitgeteilt 
werden. 
 

§ 15 Form und Frist für die Einladung 

(1) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung werden schriftlich unter Beifügung der 
Tagesordnung zu den Sitzungen eingeladen. Die Tagesordnung kann bis spätestens zum Ablauf 
des dritten Tages vor der Sitzung nachgereicht oder ergänzt werden. Der Tagesordnung sollen 
weitere Unterlagen beigefügt werden, wenn und soweit das sachdienlich ist.  

(2) Die Ladungsfrist beträgt vier Tage; sie kann in dringenden Fällen auf drei Tage verkürzt 
werden. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der 
Frist nicht mitgerechnet.  
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(3) Soll zum zweiten Mal über den gleichen Gegenstand verhandelt werden, so muss bei der 
Ladung hierauf unter Bekanntgabe der Tagesordnung sowie darauf hingewiesen werden, dass die 
Schulverbandsversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig ist (Art. 
9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 33 Abs. 1 Satz 3 KommZG). 

(4) Für Wahlen gilt Absatz 3 entsprechend. 
 

§ 16 Anträge 

(1) Das Recht, Anträge in die Schulverbandsversammlung einzubringen, besitzen nur die 
Mitglieder der Schulverbandsversammlung. 

(2) Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich zu stellen und 
ausreichend zu begründen. Sie sollen spätestens bis zum 10. Tag vor der Sitzung beim 
Schulverbandsvorsitzenden eingereicht werden. Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, 
die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten. 

(3) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge 
können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn  

1. die Angelegenheit dringlich ist und die Schulverbandsversammlung der Behandlung 
mehrheitlich zustimmt oder 

2. sämtliche Mitglieder der Schulverbandsversammlung anwesend sind und kein Mitglied der 
Behandlung widerspricht. Ist noch eine Ermittlung und Prüfung des Sachverhalts oder die 
Beiziehung abwesender Personen oder von Akten erforderlich, wird die Behandlung bis zur 
nächsten Sitzung zurückgestellt.  

(4) Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache Sachanträge, z. B. Nichtbefassungsanträge, 
Zurückziehung eines Antrages, Änderungsanträge und ähnliche Anträge, können auch während 
der Sitzung und ohne Beachtung der Schriftform gestellt werden. 
 

III. Sitzungsverlauf 

§ 17 Eröffnung der Sitzung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung der 
Mitglieder der Schulverbandsversammlung sowie die Beschlussfähigkeit der Schulverbands-
versammlung fest. 

(2) Jedes Mitglied der Schulverbandsversammlung erhält eine Niederschrift vom öffentlichen Teil 
über die Sitzung der Schulverbandsversammlung. Wenn gegen die Niederschrift der Sitzung keine 
Einwendungen erhoben werden, so gilt sie als von der Schulverbandsversammlung genehmigt 
(Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54. Abs. 2 GO). Die 
Niederschrift über die nichtöffentliche Sitzung liegt während der Dauer der Sitzung zur Einsicht auf. 
 

§ 18 Eintritt in die Tagesordnung 

(1) Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten 
Reihenfolge behandelt. Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden.  

(2) Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden (§ 12), so wird 
darüber vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 52 Abs. 2 Satz 2 GO). Wird von 
vornherein zu einer nichtöffentlichen Sitzung geladen, gilt die Behandlung in nichtöffentlicher 
Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht die Schulverbandsversammlung anders entscheidet. 

(3) Der Schulverbandsvorsitzende oder ein von ihm beauftragter Berichterstatter trägt den 
Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. Anstelle des mündlichen 
Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden.  

(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss vorbehandelt worden sind, ist der 
Beschluss des Ausschusses bekanntzugeben.  

(5) Soweit erforderlich, können auf Anordnung des Schulverbandsvorsitzenden oder auf Beschluss 
der Schulverbandsversammlung der Schulleiter, der Vorsitzende des Elternbeirats, 
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Sachverständige sowie Sachbearbeiter nach § 5 Abs. 5 dieser Geschäftsordnung zugezogen und 
gutachtlich gehört werden. Entsprechendes gilt für sonstige sachkundige Personen.  

(6) Der Schulverbandsvorsitzende kann zu allen - auch zu den nichtöffentlichen - Sitzungen 
Vertreter der Rechts- und Schulaufsichtsbehörden einladen. Vertreter dieser Aufsichtsbehörden 
haben auch ohne Einladung das Recht, an der Sitzung der Schulverbandsversammlung 
teilzunehmen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art 32 Abs. 3 Satz 1 KommZG).  
 

§ 19 Beratung der Sitzungsgegenstände 

(1) Nach der Berichterstattung über einen Tagesordnungspunkt, gegebenenfalls nach dem Vortrag 
des Schulleiters, des Vorsitzenden des Elternbeirats, der Sachverständigen oder der 
Sachbearbeiter nach § 5 Abs. 5 dieser Geschäftsordnung, eröffnet der Schulverbandsvorsitzende 
jeweils die Beratung.  

(2) Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die nach den Umständen annehmen müssen, von 
der Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persönlicher 
Beteiligung (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 27 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 49 Abs. 1 
GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem 
Schulverbandsvorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte 
dieser Art während der Beratung erkennbar werden. Das wegen persönlicher Beteiligung 
ausgeschlossene Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung seinen Platz am 
Beratungstisch zu verlassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei 
nichtöffentlicher Sitzung verlässt es den Raum.  

(3) Ein Sitzungsteilnehmer darf das Wort nur ergreifen, wenn es ihm vom Vorsitzenden erteilt wird. 
Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen; er kann es wiederholt 
erteilen. Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Bei 
Wortmeldungen "zur Geschäftsordnung" ist das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen. Vertretern 
der Rechts- und Schulaufsichtsbehörden ist auf Antrag das Wort zu erteilen (Art. 9 Abs. 1 
BaySchFG i. V. m. Art. 32 Abs. 3 Satz 2 KommZG). Zuhörern kann das Wort nicht erteilt werden.  

(4) Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an die 
Schulverbandsversammlung. Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen 
Tagesordnungspunkt beziehen; Abweichungen vom Thema sind zu vermeiden.  

(5) Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung,  
2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des beratenen Antrags.  

Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst findet 
insoweit nicht statt. Über Änderungsanträge ist in der Regel sofort zu beraten und abzustimmen.  

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, können der Antragsteller, der Berichterstatter und 
sodann der Vorsitzende eine Schlussäußerung abgeben. Die Beratung wird vom Vorsitzenden 
geschlossen.  

(7) Redner, die gegen die vorstehenden Regeln verstoßen, ruft der Vorsitzende zur Ordnung und 
macht sie auf den Verstoß aufmerksam. Bei weiteren Verstößen kann ihnen der Vorsitzende das 
Wort entziehen.  

(8) Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, kann 
der Vorsitzende mit Zustimmung der Schulverbandsversammlung von der Sitzung ausschließen. 
Über den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet die Schulverbandsversammlung (Art. 9 
Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 53 Abs. 2 GO). 

(9) Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ordnung im 
Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. Eine unterbrochene 
Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen Ladung hierzu bedarf es 
nicht. Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde. Der 
Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt. 
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§ 20 Abstimmung 

(1) Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf "Schluss der 
Beratung" schließt der Vorsitzende die Beratung und lässt über den Beratungsgegenstand 
abstimmen. Er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit (§ 10 Abs. 2 und 3) gegeben ist.  

(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihenfolge 
abgestimmt: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung; 
2. Anträge, die mit dem Beschluss eines Ausschusses übereinstimmen; über sie ist vor allen 

anderen Anträgen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen, 
3. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen größeren Aufwand 

erfordern oder einschneidende Maßnahmen zum Gegenstand haben, 
4. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter die 

Nummern 1 bis 3 fällt.  

(3) Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. Über einzelne Teile eines Antrags 
wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Vorsitzende eine Teilung 
vornimmt.  

(4) Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. Der Vorsitzende formuliert die zur 
Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit "ja" oder "nein" beantwortet werden kann. 
Grundsätzlich wird in der Reihenfolge "ja - nein" abgestimmt.  

(5) Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss der 
Schulverbandsversammlung durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der 
Abstimmenden gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 33 Abs. 2 
KommZG). Kein Mitglied der Schulverbandsversammlung darf sich der Stimme enthalten (Art. 9 
Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 48 Abs. 1 Satz 2 GO).  

(6) Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zählen. Das 
Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekanntzugeben, dabei ist 
festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag können in derselben Sitzung die 
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht deren sofortige 
Wiederholung durch alle Mitglieder verlangt wird, die an der Abstimmung teilgenommen haben. In 
einer späteren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein bereits zur 
Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt werden, wenn 
neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Beratungsgegenstand 
ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt wurde.  

(8) Beschlüsse der Schulverbandsversammlung sind nicht deshalb ungültig, weil Mitglieder im 
Widerspruch zu Weisungen der von ihnen vertretenen Mitgliedsgemeinden abgestimmt haben (Art. 
9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 33 Abs. 2 Satz 5 KommZG). 
 

§ 21 Wahlen 

(1) Für Entscheidungen der Schulverbandsversammlung, die im Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetz oder in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt 
Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 33 Abs. 3 KommZG.  

(2) Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. Ungültig sind 
insbesondere leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des Gewählten nicht 
eindeutig ersehen lassen.  

(3) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird diese 
Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet eine Stichwahl unter den beiden Bewerbern 
mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Haben im ersten Wahlgang von mehreren Bewerbern drei 
die gleiche höchste Stimmenzahl erhalten oder stehen an zweiter Stelle zwei Bewerber mit 
gleichen Stimmenzahlen, so entscheidet das Los darüber, wer von den Bewerbern mit gleicher 
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Stimmenzahl in die Stichwahl zu bringen ist. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet 
gleichfalls das Los. 
 

§ 22 Anfragen 

Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung können in jeder Sitzung nach Erledigung der 
Tagesordnung an den Vorsitzenden Anfragen über solche Gegenstände richten, die nicht auf der 
Tagesordnung stehen. Nach Möglichkeit sollen solche Anfragen sofort durch den Vorsitzenden 
oder anwesenden Sachbearbeiter nach § 5 Abs. 5 der Geschäftsordnung beantwortet werden. Ist 
das nicht möglich, so werden sie in der nächsten Sitzung beantwortet. Eine Aussprache über 
Anfragen findet in der Sitzung nicht statt. 
 

§ 23 Beendigung der Sitzung 

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schließt der 
Schulverbandsvorsitzende die Sitzung. 
 

IV. Sitzungsniederschrift 

§ 24 Form und Inhalt 

(1) Über die Sitzung der Schulverbandsversammlung werden Niederschriften gefertigt, deren Inhalt 
sich nach Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 1 GO 
richtet. Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen und nichtöffentlichen 
Tagesordnungspunkten geführt. Für die Niederschrift findet ein Protokollbuch Verwendung / 
Niederschriften sind jahrgangsweise zu binden. 

(2) Als Hilfsmittel für das Anfertigen der Niederschrift können Tonbandaufnahmen gefertigt werden. 
Das Tonband ist unverzüglich nach Genehmigung der Niederschrift zu löschen und darf 
Außenstehenden nicht zugänglich gemacht werden. 

(3) Ist ein Mitglied der Schulverbandsversammlung bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist 
dies in der Niederschrift besonders zu vermerken. Haben Mitglieder einem Beschluss nicht 
zugestimmt, so können sie verlangen, dass dies vermerkt wird (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. 
Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).  

(4) Die Niederschrift ist vom Schulverbandsvorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen 
und von der Schulverbandsversammlung zu genehmigen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 
Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 2 GO). 
 

§ 25 Einsichtnahme und Abschrifterteilung 

(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle im Gebiet des Schulverbandes 
wohnenden Bürger Einsicht nehmen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 
KommZG und Art. 54 Abs. 3 Satz 2 GO).  

(2) Mitglieder der Schulverbandsversammlung können jederzeit die Niederschriften über öffentliche 
und nichtöffentliche Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in öffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse erteilen lassen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und 
Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). Abschriften von Beschlüssen, die in nichtöffentlicher Sitzung gefallen 
sind, können sie verlangen, wenn die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 9 Abs. 
1 BaySchFG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO).  

(3) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Mitglieder der Schulverbandsver-sammlung 
jederzeit die Berichte über die Prüfung einsehen (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 40 Abs. 1 
Satz 1 KommZG und Art. 102 Abs. 5 GO); Abschriften werden nicht erteilt. 
 

C. Schlussvorschriften 

§ 26 Bekanntmachungen 

(1) Die Verbandssatzung wird von der Aufsichtsbehörde in ihrem Amtsblatt bekanntgemacht (Art. 9 
Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 21 Abs. 1 Satz 1 KommZG).  
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(2) Die sonstigen Satzungen des Schulverbands werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt des 
Landkreises Landshut amtlich bekannt gemacht (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 24 Abs. 1 
KommZG).  

(3) Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbands weisen auf die Veröffentlichung nach den 
Absätzen 1 und 2 gemäß den jeweils dort für die amtliche Bekanntmachung von gemeindlichen 
Satzungen geltenden Vorschriften amtlich hin (Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 21 Abs. 2 und 
Art. 24 Abs. 2 KommZG).  

(4) Für sonstige Bekanntmachungen gelten die in den Mitgliedsgemeinden bestehenden 
Vorschriften.  
 

§ 27 Änderung der Geschäftsordnung 

Vorstehende Geschäftsordnung kann nur durch Beschluss der Schulverbandsversammlung 
geändert werden. 
 

§ 28 Verteilung der Geschäftsordnung 

(1) Jedem Mitglied der Schulverbandsversammlung ist ein Exemplar der Geschäftsordnung 
auszuhändigen.  
 

§ 29 Inkrafttreten 

(1) Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Mai 2020 in Kraft.   

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Geschäftsordnung der Schulverbandsversammlung des 
Schulverbands Ergoldsbach vom 01. Juli 2014 außer Kraft. 
 
Ergoldsbach, 30. Juni 2020  
SCHULVERBAND ERGOLDSBACH 
 
Gez. 
Robold 
Schulverbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 27.10.2020) 
 
 
 
 
 
Schulverband Ergoldsbach 
 

Satzung  
zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Ergoldsbach 

(Verbandssatzung) 
 

§  1 
Name und Sitz des Schulverbandes 

(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: 

Schulverband Ergoldsbach 

(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Ergoldsbach. 
 

§  2 
Verbandsausschuss (gegenstandslos) 

 
§  3 

Beratender Ausschuss (gegenstandslos) 
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§  4 
Kassengeschäfte 

Die Kassengeschäfte des Schulverbandes werden von der Verwaltungsgemeinschaft Ergoldsbach 
geführt.  
 

§  5 
Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der  
Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig, Art. 9 Abs. 9 BaySchFG 
i. V. m. Art. 30 Abs. 1 KommZG. Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt sich auf die 
Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der Schulverbandsversammlung und seiner 
Ausschüsse. Außerdem können einzelnen  

Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der 
Geschäftsordnung (§ 2 Absätze 3 und 4) übertragen werden. 

(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft 
Amtes angehören, das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden 
(Art. 9 Abs. 3 Satz 1 BaySchFG), haben einen Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, Art. 9 Abs. 9 
BaySchFG i.V.m.Art. 30 Abs. 2 Satz 2 KommZG. 

(3) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein 
Sitzungsgeld für jede Sitzung von 40,00 €. 

(4) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung von 
monatlich 350,00 €. 

Der 2. Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung von 
monatlich 100,00 €. 

Der 3. Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung von 
monatlich 50,00 €. 

(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner  

a) für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaates 
Bayern geltenden Rechtsvorschriften. Als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen 
der Schulverbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in 
§ 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung des Schulverbandes genannten Ort stattfinden; 

b) wenn sie Angestellte oder Arbeiter sind, Entschädigung für den nachgewiesenen 
Verdienstausfall; 

c) wenn sie selbständig Tätige sind, für den entstandenen Verdienstausfall einen 
Pauschalsatz - für jede Stunde Sitzungsdauer, soweit die Sitzungen nicht in der Zeit nach 
19.00 Uhr oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden - je 
Stunde 15,00 € netto; 

d) wenn sie keine Ersatzansprüche nach Buchstaben a), b) und c) haben, wenn ihnen jedoch 
im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch 
das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen 
werden kann, ein Pauschalsatz unter den in Buchst. c) genannten Voraussetzungen. Ob 
die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen, entscheidet die Schulverbandsversammlung 
unter Ausschluss des Betroffenen. 

(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf Antrag gewährt.  

(7) Etwaige Ablieferungspflichten nach Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m.Art. 30 Abs. 2 Satz 2 
KommZG und Art. 20a Abs. 4 GO sowie Art. 30 Abs. 2 Satz 3 letzter Halbsatz  KommZG sind 
erfüllt, wenn die Ablieferung gegenüber der Gemeinde erfolgt, in der das Mitglied der 
Schulverbandsversammlung ein kommunalpolitisches Ehrenamt ausübt.  
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§ 6 
Finanzbedarf 

Der Finanzbedarf wird gemäß Art. 9 Abs. 7 Sätze 1 bis 3 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes durch Umlagen aufgebracht.  
 

§  7 
Rechnungsprüfung 

Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 3 Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung 
aus ihrer Mitte bestellt.  
 

§  8 
Ausscheiden von Mitgliedern 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem 
Schulverband aus, so findet eine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband 
und dem ausscheidenden Verbandsmitglied statt. 
 

§  9 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung ab 01. Mai 2020 in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes 
(Verbandssatzung) vom 01. Juli 2014 außer Kraft.  

 
Ergoldsbach, 30. Juni 2020 
SCHULVERBAND ERGOLDSBACH 
 
Gez. 
Robold 
Schulverbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 27.10.2020) 
 
 
 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Ergoldsbach - Neufahrn i.NB; 
 

Verbandssatzung des Zweckverbandes zur 
Abwasserbeseitigung Ergoldsbach - Neufahrn i. NB. 

 

Der Markt Ergoldsbach und die Gemeinde Neufahrn i.NB. schließen sich gemäß Art. 17 Abs. 1 des 
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i.d.F. d. Bek. vom 20.06.1994 (GVBl 
S. 555, ber. 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Dezember 
2002 (GVBl S. 962) zu einem Zweckverband zusammen und vereinbaren folgende  
 

Verbandssatzung 

Inhaltsübersicht 

I.  Allgemeine Vorschriften 
 §   1 Rechtsstellung 
 §   2 Verbandsmitglieder 
 §   3 Räumlicher Wirkungsbereich 
 §   4 Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder 
 
II. Verfassung und Verwaltung 
 §   5 Verbandsorgane 
 §   6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
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 §   7 Einberufung der Verbandsversammlung 
 §   8 Sitzungen der Verbandsversammlung 
 §   9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 
 § 10 Zuständigkeit des Verbandsversammlung 
 § 11 Zusammenstellung des Verbandsausschusses 
 § 12 Einberufung des Verbandsausschusses 
 § 13 Zuständigkeit des Verbandsausschusses 
 § 14 Wahl des/der Verbandsvorsitzenden 
 § 15 Zuständigkeit des/der Verbandsvorsitzenden 
 
III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 
 § 16 Umlegungsschlüssel zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung der Anlagen 
  (Investitionsumlage) 
 § 17 Umlegungsschlüssel zur Deckung des Aufwandes für den Betrieb und  die  
  Unterhaltung der Anlagen (Betriebskostenumlage) 
 § 18 Anzuwendende Vorschriften 
 § 19 Haushaltssatzung 
 § 20 Kassenverwaltung 
 § 21 Örtliche Rechnungsprüfung 
 
IV. Änderung der Verbandssatzung und Auflösung 
 § 22 Änderung der Verbandssatzung 
 § 23 Auflösung des Zweckverbands, Abwicklung 
 
V. Schlussvorschriften 
 § 24 Öffentliche Bekanntmachungen 
 § 25 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 
 § 26 Aufhebung der früheren Verbandssatzung 

 
Verbandssatzung 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Rechtsstellung 

1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Abwasserbeseitigung        
 Ergoldsbach - Neufahrn i. NB.“ 
 Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Ergoldsbach. 
 

§ 2 Verbandsmitglieder 

1) Verbandsmitglieder sind: 
 a) der Markt Ergoldsbach 

 b) die Gemeinde Neufahrn i. NB. 

2) Andere Gemeinden können dem Zweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf einer Änderung 
der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Beschlussfassung über 
den Beitritt setzt einen (beschlussmäßigen) Antrag des zu Beteiligenden voraus. 

3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem Zweckverband 
austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss mindestens 1 Jahr vorher schriftlich 
erklärt werden; er bedarf einer Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Das Recht, aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 46 Abs. 2 KommZG), 
bleibt unberührt. 

 
§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich 

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst die Gemeinden: 
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Ergoldsbach -Markt- : Die Gebiete des ehemaligen Marktes Ergoldsbach (Gebietsstand: 31.12. 
1971) sowie der ehemaligen Gemeinde Prinkofen Gebietsstand: 
31.12.1971) und die Ortsteile Siegensdorf, Unter- und Oberdörnbach  

 

Neufahrn i. NB : Die Gebiete der ehemaligen Gemeinde Neufahrn i. NB. (Gebietsstand: 
31.12.1971), der ehemaligen Gemeinde Winklsaß (Gebietsstand: 
31.12.1971), der ehemaligen Gemeinde Hebramsdorf (Gebietsstand: 
31.12.1971), der ehemaligen Gemeinde Hofendorf (Gebietsstand 
31.12.1971) und der ehemaligen Gemeinde Piegendorf (Gebietsstand 
31.12.1971). 

 
§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder 

1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, im Bereich seiner Verbandsgemeinden eine zentrale 
Abwasserbeseitigungs- und Reinigungsanlage (Verbandskanal nach dem Kanalnetzplan als 
Sammelleitung mit Pumpstationen und Sammelkläranlage) sowie die Ortskanalisationsanlagen 
und die Regenüberlaufbecken (RÜB) mit Drosseleinrichtungen zu errichten und diese Anlagen, 
mit Ausnahme der Ortskanalisationsanlagen, zu betreiben und zu unterhalten. Für das 
gemeinsame Regenrückhaltebecken N 1/N 2 wurde von der Verbandsversammlung am 
04.12.2001 eine Zweckvereinbarung beschlossen. 

Zur Herstellung der Ortskanalisationsanlagen in den Verbandsgemeinden ist der  
Zweckverband nur in dem Umfang verpflichtet, wie es sich aus den Finanzierungsplänen für die 
einzelnen Bauabschnitte ergibt. Hierunter fallen auch nichtzuschussfähige Kanalstrecken in 
Neubaugebieten udgl., wofür Kostenträger die jeweilige Verbandsgemeinde ist.  

Die Ortskanalisationsanlagen gehen nach der Fertigstellung der gesamten Ortskanäle durch 
den Zweckverband in das Eigentum und in den Unterhalt der Verbandsgemeinden über. 

Verbandssammelkanäle sind: 

Kanal von Schacht Nr. E 24 in Ergoldsbach (Hauptstraße/Abzweigung Rosengasse) in 
nördliche Richtung bis zur Kläranlage in Neufahrn i.NB. 

Der als Anlage dieser Satzung beigefügte Lageplan M 1:5000 für Ergoldsbach und Neufahrn ist 
Bestandteil dieser Satzung.  

Für Schäden aus der Herstellung von Hausanschlüssen im Bereich des 
Verbandssammelkanals ist die jeweilige Mitgliedsgemeinde zuständig.  

Für Schäden aus der erstmaligen Herstellung des Verbandssammelkanals (Schacht Nr. E 24 in 
Ergoldsbach bis zur Kläranlage) sowie für Schäden aus dem zwischenzeitlichen Betrieb des 
Hauptsammlers ist der Zweckverband zuständig.  

 Für Schäden aus Anschlüssen von Ortskanälen an den Verbandssammelkanal ist ebenfalls der 
Zweckverband zuständig. 

 Regenrückhaltebecken und Teiche nach Entlastungen werden vom Zweckverband gebaut und 
gehen nach der Fertigstellung in das Eigentum und in den  Unterhalt der jeweiligen 
Verbandsgemeinde über.  

2) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht. Er dient ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts. 

3) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband übertragenen 
Aufgaben zu erfüllen und die notwendigen Befugnisse, gehen auf den Zweckverband über. 

4) Der Zweckverband ist nicht befugt, anstelle der Verbandsmitglieder Satzungen und 
Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen, sondern dieses Recht verbleibt 
bei den Verbandsmitgliedern. 

5) Die Verbandsgemeinden gestatten dem Zweckverband für die Durchführung seiner 
satzungsmäßigen Aufgaben die Benutzung ihrer einschlägigen Akten, ihrer Archive, ihres 
Kartenmaterials udgl., sowie die Benützung ihrer öffentlichen Verkehrsräume und der sonstigen 
ihrem jeweiligen Verfügungsrecht unterliegenden Grundstücke. 
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6) Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in ihrem Gebiet die Abwasseranlagen des 
Zweckverbandes nach dessen Richtlinien. 

 
II Verfassung und Verwaltung 

§ 5 Verbandsorgane 

Die Organe des Zweckverbands sind 

1. die Verbandsversammlung 
2. der Verbandsausschuss  
3. der/die Verbandsvorsitzende 
 

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung  

1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen 
Verbandsräten. 

2) Die Zahl der Vertreter, die die Verbandsmitglieder in die Verbandsversammlung entsenden, 
wird nach Maßgabe der Einwohnerzahlen (je angef. 1000 Einwohner aus dem räumlichen 
Wirkungsbereich = 1 Verbandsrat) wie folgt festgesetzt: 

 Markt Ergoldsbach   8   Verbandsräte (7013 Einwohner) 
 Gemeinde Neufahrn i. NB. 5   Verbandsräte (4529 Einwohner) 

 Die Berechnung wird neu vorgenommen, wenn sich die Einwohnerzahlen wesentlich ändern. 

3) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinderung; Verbandsräte 
können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter sind von den 
Verbandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden schriftlich zu benennen. Bedienstete des 
Zweckverbandes können nicht Mitglieder der Verbandsversammlung sein. 

4) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, endet das Amt 
als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; Entsprechendes gilt für ihre 
Stellvertreter. 

 Die anderen Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden durch Beschluss der 
Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der 
Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Organe bestellt werden, andernfalls für 6 Jahre. Die 
Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane aus wichtigem Grund 
widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan 
eines Verbandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder der 
Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis 
zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. 

 
§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung  

1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsitzenden 
zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände angeben 
und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen 
kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf 24 Stunden abkürzen. 

2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss außerdem 
einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte beantragt; Im Antrag sind die 
Beratungsgegenstände anzugeben. 

3) Die Aufsichtsbehörde und das Wasserwirtschaftsamt sind von der Sitzung zu unterrichten.  Abs. 
1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 
§ 8 Sitzungen der Verbandsversammlung 

1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbands-versammlung vor. 
Er leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 

2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde und des Wasserwirtschaftsamtes, der Geschäftsleiter, der 
Betriebsleiter und der Kassenverwalter haben das Recht, an den Sitzungen beratend 
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teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch 
andere Personen hören. 

 
§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß 
geladen sind und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und stimmberechtigt ist. Über 
andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann Beschluss 
gefasst werden, wenn alle Verbandsräte erschienen und mit einer Beschlussfassung 
einverstanden sind. 

2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen 
Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht / innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal 
zur Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich 
hinzuweisen. 

3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssatzung nicht 
etwas anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher 
Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat eine 
Stimme. Solange ein Verbandsmitglied keine anderen Vertreter bestellt hat, übt der erste 
Bürgermeister das Stimmrecht aller Vertreter aus. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich ein Verbandsrat 
trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstimmenden. 

4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die persönliche 
Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht 
erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen 
statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang 
drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, 
welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr 
Bewerber die gleiche nächsthöhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von 
diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 

5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, der 
Namen der anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände und der 
Abstimmungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem 
Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Als Schriftführer kann eine 
Dienstkraft des Zweckverbandes oder eines Verbandsmitglieds, soweit dieses zustimmt, 
zugezogen werden. Verbandsräte die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis 
zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der 
Niederschrift sind unverzüglich den Verbandsmitgliedern und der Aufsichtsbehörde zu 
übermitteln.  

 
§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 
 1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den Ver- 
     bandsaufgaben dienenden Einrichtungen 
 2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von  
     Satzungen und Verordnungen; 
 3. die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssatzung 
 4. die Beschlussfassung über den Stellenplan für die Dienstkräfte; 
 5. die Feststellung und endgültige Anerkennung des Jahresabschlusses 
 6. die Wahl der Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, die Bestellung der  
     Mitglieder des Verbandsausschusses und die Festsetzung von Entschädigungen 
 7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse 
 8.  den Erlass, die Änderung oder Aufhebung der Geschäftsordnung für die Verbands- 
          versammlung 
 9.   den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Betriebsordnung 
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 10. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des  
       Zweckverbandes und die Bestellung von Abwicklern. 

2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegenstände, soweit nicht der 
Verbandsausschuss nach § 14 zuständig ist. Sie ist insbesondere zuständig für die 
Beschlussfassung über 

1. den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundstücken 
2. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband Verpflichtungen in 

Höhe von mehr als 30.000,00 € mit sich bringen; § 13 Abs. 1 Nr. 1 bleibt unberührt; 
3. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rechnungsjahren 

durchzuführenden Unterhaltungsarbeiten. 

Die Verbandsversammlung kann diese Zuständigkeiten allgemein oder für den Einzelfall auf 
den Verbandsausschuss übertragen. Sie kann die Übertragung jederzeit für die Zukunft 
widerrufen. 

 
§ 11 Zusammenstellung des Verbandsausschusses  

1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und 2 weiteren Mitgliedern. 

2) Die Verbandsversammlung bestellt aus ihrer Mitte die weiteren Mitglieder des Ver-
bandsausschusses und für jedes weitere Mitglied einen Stellvertreter. Die Bestellung gilt für die 
Dauer der Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung. Die Bestellten können nur aus wichtigen 
Gründen von der Verbandsversammlung abberufen werden. 

 
§ 12 Einberufung des Verbandsausschusses  

Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten die §§ 8 und 9 entsprechend. 
Die Sitzungen des Verbandsausschusses sind nicht öffentlich. 
 

§ 13 Zuständigkeit des Verbandsausschusses  

1) Der Verbandsausschuss ist zuständig 

1. Lieferungen und Leistungen in der Höhe von 5.000 € bis 30.000 € zu vergeben; 
2. den Entwurf der Haushaltssatzung zu erstellen; 
3. Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur zwangsweisen Durchsetzung ihrer finanziellen 

Verpflichtungen gegenüber dem Zweckverband einzuleiten; 
4. die notwendigen Unterhaltungsarbeiten zu ermitteln und die von dem Vorsitzenden und den 

Dienstkräften des Zweckverbandes zur Erfüllung seiner Aufgabe ausgeübten Tätigkeiten 
laufend zu überwachen. 

2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegenheiten, die ihm durch 
Einzelbeschluss der Verbandsversammlung übertragen werden. 

 
§ 14 Wahl des/der Verbandsvorsitzenden 

1) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter werden von der Verbands-versammlung aus 
ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche Vertreter eines 
Verbandsmitgliedes sein. 

2) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter werden auf die Dauer von 6 Jahren, sind sie 
Inhaber eines kommunalen Wahlamtes, eines Verbandsmitgliedes, auf die Dauer dieses Amtes 
gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des 
neu gewählten Verbandsvorsitzenden weiter aus. 

 
§ 15 Zuständigkeit des/der Verbandsvorsitzenden 

1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er bereitet die 
Beratungsgegenstände der Verbandsversammlung vor und führt in ihr den Vorsitz. 
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2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht ferner die Beschlüsse der Verbandsversammlung und 
erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft 
Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. 

3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Verbandsvorsitzenden 
unbeschadet des Art. 34 Abs. 2 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung 
übertragen werden. 

4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinen Stellvertretern und in 
Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Dienstkräften des Zweckverbands oder mit 
Zustimmung des Verbandsmitglieds dessen vertretungsberechtigtem Organ oder dessen 
Dienstkräften übertragen. 

 
III Wirtschafts- und Haushaltsführung 

§ 16 Umlegungsschlüssel zur Deckung des Aufwandes für die  
Herstellung der Anlagen (Investitionsumlage) 

1) Die Kosten für die erstmalige Herstellung der in § 4 Abs. 1 bezeichneten Anlagen werden durch 
Zuschüsse, Darlehen und Verbandsumlagen der Verbandsmitglieder gedeckt. 

2) Der durch Zuschüsse und Darlehen nicht gedeckte Bedarf ist durch Barleistungen der einzelnen 
Verbandsgemeinden entsprechend ihrer Abwasseranteile zu erbringen. Die Abwasseranteile 
betragen für 

    a) den Markt Ergoldsbach 9.227 EW = 57,67 %  

    b) die Gemeinde Neufahrn/NB 6.773 EW = 42,33 % 
        (Beschluss der Verbandsversammlung vom 15.07.1998) 

 Die Höhe der Darlehen und Barleistungen ermitteln sich entsprechend der in der 
Inaussichtstellungsentschliessung festgesetzten Gesamteigenleistungen. Ein etwa anfallender 
Nachbedarf wird nach dem gleichen Maßstab auf die Mitglieder umgelegt. 

 Kostenträger für nichtzuschussfähige Kanalstrecken in Neubaugebieten ist die jeweilige 
Verbandsgemeinde (§ 4 Abs. 1 Satz 3). 

 Die durch Zuschüsse nicht gedeckten Kosten für die Regenüberlaufbecken (RÜB) mit 
Drosseleinrichtung, Regenrückhaltebecken und Teiche nach Entlastungen sowie für Kanäle in 
nach Entstehung des Zweckverbandes aufgenommenen Entsorgungsgebieten sind dem 
Zweckverband von der jeweiligen Verbandsgemeinde abweichend von Satz 1 nach dem 
tatsächlichen Anfall zu erstatten. 

3) Die Verbandsumlage wird bei Beginn des jeweiligen Bauabschnittes in entsprechenden 
Teilbeträgen zur Zahlung fällig und nach Kassenbedarf abberufen. 

 
§ 17 Umlegungsschlüssel zur Deckung des Aufwandes für den Betrieb  

und die Unterhaltung der Anlagen (Betriebskostenumlage) 

1) Die Kosten für Betrieb, Unterhaltung, Kapitaldienst und sonstige aus der Haushaltsrechnung 
des Zweckverbandes sich ergebene Ausgaben sind von den Verbandsmitgliedern durch jährlich 
festzusetzende Verbandsumlagen aufzubringen. 

2) Die Höhe der nach Abs. 1 zu leistenden Verbandsumlagen bemisst sich nach dem 
Abwasseranfall, den die Verbandsgemeinde dem Verbandskanal in dem der Aufstellung der 
Haushaltssatzung vorausgegangenen Kalenderjahr zugeführt hat. 

3) Der Abwasseranfall errechnet sich nach dem Gesamtreinwasserverbrauch aus der 
Wasserversorgungsanlage, aus Eigengewinnungsanlagen und Regenwassernutzung. 

4) Bei der Ermittlung des Abwasseranfalls bleibt außer Ansatz: 

 Die nachweislich auf den Grundstücken verbrauchten oder zurückgehaltenen 
 Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 5 ausgeschlossen ist. 
  

 Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen  
 obliegt den Grundstückseigentümern. 
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Bei landwirtschaftlichen Betrieben gilt für jedes Stück Großvieheinheiten eine Wassermenge 
von 15 m³ / Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene 
Viehzahl. 

 

5) Vom Abzug nach Absatz 4 sind ausgeschlossen: 
  

 a) Wassermengen bis zu 20 m³ / Jahr / Grundstück, sofern es sich um Was- 
     ser für laufend wiederkehrende Verwendungszwecke handelt, 
 

 b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
 

 c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser. 
 

6) Soweit in einer Gemeinde auch der Reinwasserverbrauch aus öffentlichen und privaten Anlagen 
noch nicht durch Wassermesseinrichtungen festgestellt wird, gilt der aus dem 
Reinwasserverbrauch der Einwohner der mit Wassermesseinrichtungen ausgestatteten 
Gemeinden errechnete mittlere Wasserverbrauch je Einwohner sinngemäß auch in dieser 
Gemeinde.  

 

7) Die Verbandsmitglieder haben bis zum 1.9. jeden Jahres den nach Abs. 3, 4, 5 und 6 ermittelten 
Reinwasserverbrauch der angeschlossenen Anwesen dem Zweckverband bekannt zugeben. 

 

8) Die Verbandsumlage (Betriebskostenumlage) ist in vierteljährlichen Teilbeträgen und zwar am 
15.2., 15.5., 15.8 und 15.11. an den Zweckverband zu  entrichten.  

 Wird sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen Verbandsmitgliedern bis zu 1 
v.H. Verzugszinsen pro Monat gefordert werden. 

 
§ 18 Anzuwendende Vorschriften 

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften für 
Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über 
die kommunale Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. 
 

§ 19 Haushaltssatzung 

1) Die Haushaltssatzung enthält: 
a) die Angaben über die Umlagefestsetzung 
b) die Festsetzung des Höchstbetrages der Kassenkredite 
c) die Festsetzung des Höchstbetrages der Darlehen zur Finanzierung des Finanzplanes 

 

2) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich sind, nach 
Erteilung der Genehmigungen, sonst vier Wochen nach der Vorlage an die Aufsichtsbehörde 
bekannt gemacht. 

 
§ 20 Kassenverwaltung  

Der Kassenverwalter wird von der Verbandsversammlung bestellt. Er darf Zahlungen weder selbst 
anordnen noch bei ihrer Anordnung mitwirken. 
 

§ 21 Örtliche Rechnungsprüfung  

1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb von 6 
Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 

2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung oder von einem Prüfungsausschuss 
binnen 3 Monaten örtlich geprüft werden. Der Prüfungsausschuss ist aus der Mitte der 
Verbandsversammlung zu bilden. Er besteht aus 3 Verbandsräten. 

3) Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung von der Verbandsversammlung   
festgestellt. 

4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung veranlasst der Verbandsvorsitzende die überörtliche 
Rechnungsprüfung durch den Bayer. Kommunalen Prüfungsverband öffentlicher Kassen. 



Seite 596 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 49 vom 29.10.2020 

5) Auf Grund des Ergebnisses der überörtlichen Rechnungsprüfung entscheidet die 
Verbandsversammlung endgültig über die Entlastung. 

 
IV. Änderung der Verbandssatzung und Auflösung 

§ 22 Änderung der Verbandssatzung  

Die Änderung der Verbandsaufgabe, der Austritt von Verbandsmitgliedern und deren Ausschluss, 
der nur aus wichtigem Grunde zulässig ist, bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln, sonstige 
Änderungen der Verbandssatzung der einfachen Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmenzahl in 
der Verbandsversammlung. 
 

Die Änderung der Verbandsaufgabe, der Ausschluss und die außerordentliche Kündigung von 
Verbandsmitgliedern bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Sonstige Änderungen der 
Verbandssatzung sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Jede Änderung der Verbandssatzung ist 
im Amtsblatt der Aufsichtsbehörde bekanntzumachen. Sie wird am Tage nach dieser 
Bekanntmachung wirksam. 
 

§ 23 Auflösung des Zweckverbandes, Abwicklung 

1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie diese Verbandssatzung bekanntzumachen.  

2) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die auf ihrem 
Gebiet gelegenen Gegenstände des Anlagevermögens zum geschätzten Zeitwert zu 
übernehmen. Im übrigen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die 
Verbandsmitglieder unter Anrechnung der übernommenen Gegenstände nach dem Verhältnis 
der von ihnen insgesamt entrichtenden Investitionsumlagebeträge zu verteilen. Soweit das 
Vermögen die entrichteten Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf es nur für 
steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden. 

3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der 
Zweckverband aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung 
erhalten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aufgelöst werden 
würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet gelegenen Gegenstände des 
Anlagevermögens unter Anrechnung auf seinem Abfindungsanspruch zum geschätzten 
Zeitwert zu übernehmen. Der Abfindungsanspruch wird 10 Jahre nach dem Ausscheiden, 
spätestens im Fall der Auflösung des Zweckverbandes fällig. Die Beteiligten können für die 
Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruches eine abweichende Regelung 
vereinbaren. 

 
V. Schlussvorschriften 

§ 24 Öffentliche Bekanntmachungen 

1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden in ortsüblicher Weise bekannt 
gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzung 
vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzungen und Verordnungen können 
in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen werden.  

2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüblicher Weise 
vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amtsblatt 
des Landkreises Landshut anordnen. 

 
§ 25 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 

1) Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung einberufen, wenn der Vorsitzende und 
seine Stellvertreter verhindert sind und die Tagung der Verbandsversammlung unaufschiebbar 
ist. 
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2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn sie sich 
gleichgeordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckverbandes 
untereinander aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen. 

 
§ 26 Inkrafttreten 

1) Die Satzung tritt am 01. Mai 2020 in Kraft. 

2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung 
Ergoldsbach - Neufahrn i. NB. vom 23. Juni 2014 außer Kraft. 

 
Ergoldsbach, 05. August 2020 
Gez. 
Robold 
Verbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 27.10.2020) 
 
 
 
 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Ergoldsbach - Neufahrn i.NB; 
 

Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur Abwasserbeseitigung 
Ergoldsbach-Neufahrn i. NB 

 
Der Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Ergoldsbach-Neufahrn i. NB erlässt aufgrund Art. 30 
Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bek. 
vom 20.06.1994 (GVBl. S. 555, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.Juli 
1998 (GVBl. S. 424), sowie Art. 20a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bek. vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24.04.2001 (GVBl S.140) und gemäß Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 01.08.2002 die folgende Satzung. 
 

§ 1 
Entschädigungsberechtigte 

Der/Die Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für die 
Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe 
dieser Satzung entschädigt. 
Entsprechendes gilt für Stellvertreter/innen, sofern ein Vertretungsfall vorliegt. 
 

§ 2  
Auslagenersatz 

Der/Die Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere 
Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. Dasselbe 
gilt für Verbandsräte, die Beamte oder Angestellte des durch sie vertretenen Verbandsmitglieds 
sind. 
 

§ 3 
Entschädigung der Verbandsräte 

(1)  Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 
Verbandssammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die 
Sitzungsgeldpauschale wird auf 30,00 € festgesetzt. Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung 
länger als fünf Stunden dauert. 
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(2)  Soweit die Verbandsräte Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem den 
entstandenen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer angemessenen 
An- und Abreisezeit ersetzt. Der Betrag des entgangenen Lohns oder Gehalts ist durch 
Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

(3)  Soweit die Verbandsräte selbständig tätig sind, erhalten sie für die durch die Teilnahme an 
den Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 15,00 € netto je 
volle Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die ab 19 Uhr oder später beginnen, 
oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. 

(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 2 oder 3 haben, 
denen aber im beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das 
Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung 
wie selbständig Tätige. 

(5) Wenn Verbandsräte zusätzliche Aufgaben übernehmen, die wesentlich über ihren Aufgaben als 
Verbandsräte hinausgehen, oder wenn sie als Ausschussvorsitzende bestellt sind, erhalten sie 
die doppelte Entschädigung nach Absatz 1. Die gleiche Entschädigung erhalten Verbandsräte 
als stellvertretende Ausschussvorsitzende für die Sitzungen, in denen sie den 
Ausschussvorsitz übernommen haben. Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Wahrnehmung 
des Ausschussvorsitzes und der Stellvertretung durch Verbandsräte, die der 
Verbandsversammlung nach Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes angehören. 

 
§ 4  

Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden 

(1) Der/Die Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche 
Pauschalentschädigung in Höhe von 770,00 €. 

(2) Sein/Ihre 1. Stellvertreter/in erhält für seine/ihre Tätigkeit neben einer Entschädigung als 
Mitglied der Verbandsversammlung eine monatliche Pauschalentschädigung in Höhe von 
100,00 €. 

Zeiten der Vertretung des Vorsitzenden werden täglich mit 1/30 tel der Entschädigung des 
Vorsitzenden abgegolten. 

Der 2. Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden erhält für Zeiten der Vertretung des 
Vorsitzenden täglich 1/30 tel der Entschädigung des Vorsitzenden. Eine laufende monatliche 
Pauschalentschädigung wird an den 2. Stellvertreter nicht bezahlt. 

(3) Wenn die Grundgehälter der Beamten in den Besoldungsgruppen A und B (Anlage zum 
Bundesbesoldungsgesetz) einheitlich geändert werden, ist auch die Entschädigung des 
Vorsitzenden mit dem gleichen Vomhundertsatz anzuheben.  

 
§ 5 

Entschädigung des/der Geschäftsleiter(s)/in 
und des Kassenverwalter(s)/in 

Der/Die Geschäftsleiter/in und der/die Kämmerer/in erhalten für Ihre Tätigkeit eine 
Aufwandsentschädigung. Ihre Höhe wird durch Beschluss der Verbandsversammlung fest- 
gesetzt. 
 

§ 6  
Auszahlung der Entschädigungen 

Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen werden monatlich im voraus 
ausgezahlt. Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich nach Abrechnung gezahlt. 
 

§ 7 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt rückwirkend ab 01.Mai 2020 in Kraft. 
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Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur Abwasserbeseitigung 
Ergoldsbach – Neufahrn i.NB vom 23. Juni 2014 außer Kraft.  
 
Ergoldsbach, 05. August 2020 
ZWECKVERBAND ZUR ABWASSERBESEITIGUNG 
ERGOLDSBACH - NEUFAHRN I.NB 
Gez. 
Robold 
Verbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 27.10.2020) 
 
 
 
 
Landshut, den 29.10.2020 
Landratsamt 
 
gez. 
Dreier 
Landrat 


